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L I B Y E N

Brüderle will Gaddafi-
Milliarden für Uno

Die Bundesregierung hat in den ver-
gangenen Wochen libysche Regie-

rungsgelder in Höhe von sechs Milliar-
den Dollar auf deutschen Konten ein-
gefroren. Das geht aus einem Vermerk
von Bundeswirtschaftsminister Rainer
Brüderle hervor. Der FDP-Politiker
fordert darin, das Geld sowie die übri-
gen in Europa sichergestellten Gadda-
fi-Milliarden an die Uno zu überwei-
sen. „Die Vereinten Nationen könnten

davon humanitäre Liefe-
rungen zur Linderung
der Not der Bevölkerung
in ganz Libyen bezah-
len“, heißt es in dem Pa-
pier. Brüderle, der das
Geld gern auf ein Treu-
handkonto der Uno über-
weisen würde, regt eine
entsprechende Initiative
der Europäischen Union
an; ein nationales Vorge-
hen scheide aus juristi-
schen Gründen aus. Die
EU hatte eine Verordnung erlassen,
wonach die Konten des Gaddafi-Re-
gimes eingefroren werden sollen. „Es

bedarf des Zusammen-
wirkens der Staatenge-
meinschaft in der EU“,
heißt es in dem Papier.
Konkret schlägt Brüder-
le einen EU-Erlass vor,
der dem Gaddafi-Re-
gime endgültig die Gel-
der entzieht. Völker-
rechtlich spreche nichts
dagegen: Es sei der er-
klärte Wille der Staaten-
gemeinschaft, „die ein-
gefrorenen Vermögens-

werte so bald wie möglich dem liby-
schen Volk zu dessen Nutzen zur Ver-
fügung zu stellen“.
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Protest gegen Vorratsdatenspeicherung

B U N D E S R E G I E R U N G

Brüssel droht mit Verfahren
Die EU-Kommission verlangt von der Bundesregierung

„schnellstmöglich“ ein neues Gesetz zur Vorratsdaten-
speicherung. Andernfalls droht sie mit einem Verfahren we-
gen Verletzung des EU-Vertrags. Die Speicherung von Tele-
kommunikationsdaten, so heißt es in einem neuen Kommis-
sionsreport, sei „ein wertvolles Instrument“ und „integraler
Bestandteil“ der Arbeit europäischer Strafverfolgungsbe-
hörden geworden. In manchen Fällen sei sie „unverzichtbar
für die Verhinderung und Bekämpfung von Verbrechen“.
Diese Einschätzungen stärken in der innenpolitischen De-
batte die Position der Konservativen und der Sicherheitsbe-
hörden, die seit Monaten ein neues deutsches Gesetz for-
dern.

Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenber-
ger (FDP) hingegen hatte noch als Oppositionspolitikerin ge-
gen die Vorratsdatenspeicherung Verfassungsbeschwerde ein-
gelegt – und von den Karlsruher Richtern im März 2010 in
weiten Teilen recht bekommen. Allerdings verwarf das Ge-
richt nur die deutsche Umsetzung der EU-Richtlinie, nicht

die Speichervorgabe an sich. Seither schwelt der Streit im
schwarz-gelben Kabinett. Ministerin Leutheusser-Schnarren-
berger hat sich bislang mit einer Neuregelung Zeit gelassen.
Sie favorisiert als Alternative zur Vorratsdatenspeicherung
das Einfrieren von Daten im Falle eines konkreten Verdachts
(„Quick Freeze“). Diese Variante wird in der EU-Analyse je-
doch als unzureichend bewertet: Die meisten Mitgliedstaaten
würden sie nicht als adäquaten Ersatz sehen, heißt es.

Bei ihrer Evaluierung haben die Brüsseler Beamten aber
auch in der EU-Richtlinie schwere Mängel entdeckt. So sollen
kürzere Speicherfristen sowie eine Reduzierung der Daten-
arten und zugriffsberechtigten Behörden geprüft werden.
Der EU-Abgeordnete Alexander Alvaro (FDP) hält deshalb
den Druck aus Brüssel, die Richtlinie trotz des offensichtli-
chen Änderungsbedarfs umsetzen zu müssen, für falsch. „Die
Bundesregierung muss jetzt auf die Revision dieser mangel-
haften Richtlinie durch die Kommission warten, wenn sie
nicht einen Zustand unhaltbarer Rechtsunsicherheit für alle
Beteiligten herbeiführen will.“
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